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Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 


1. Abgeordneter 
Niegel 

(CDU/CSU) 


In welch eir Form und zu welchem Ziel soll die 
Diskussdon über die Rolle der katholüsdien 
„Amtskirche" geführt werden, die der Bundes- 
kanzler angeregt hat? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Frau Schlei 
vom 18. November 


Der Bundeskanzler hat in mehreren veröffentlichten Meinungs- 
äußerungen gerade in der jüngeren Vergangenheit seine Position 
bei der Diskussion mit den Kirchen - auch und gerade mit der 
katholischen Kirche - eingehend dargelegt. Der Bundeskanzler 
hält es für wichtig, diese Diskussion, für die allem Anschein nach 
ein vielfältiges Bedürfnis gesehen wird, fortzusetzen. 


2. Abgeordneter 
Niegel 
(CDU/CSU) 


Wais versiteiht ider Bundeskanzlecr des näheren 
unter „Amtskirche", und was bewegt den Bun- 
deskanzler, die Rolle lediglich der katholischen 
„ Amtskirche" zur Diskussion stellen zu lassen, 
obwohl er zugleich erklärt, beide Kirchen 
seien kompetent, über die Grundwerte in unse- 
rer Gesellschiaft zu diskutieren? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Frau Schlei 
vom 18. November 


Es kann keinem Zweifel unterliegen, daß innerhalb der katho- 
lischen Kirche einerseits die verfaßte Amtskirche, wie sie in den 
Trägern kirchlicher Ämter in Erscheinung tritt, und andererseits 
die Vielfalt der anderen innerhalb des deutschen Katholizismus 
wirkenden Kräfte ihre jeweils besonderen Funktionen erfüllen. 
In diesem Sinn hat auch der erst kürzlich aus seinem Amt 
geschiedene Präsident des Zentralkomitees der deutschen Katho- 
liken den Begriff der „Amtskirche" gebraucht. Es wäre sicher 
nicht richtig, diese Vielfalt innerhalb des deutschen Katholizis- 
mus zu verkennen. 

Die Meinungsäußerungen kirchlicher Amtsträger haben deutlich 
gemacht, daß über viele Sachfragen, die die Bundesregierung und 
die Kirchen bewegen, ein weitgehender Grundkonsens besteht. 
Jedoch gibt es einige Fragestellungen, zu denen sich tiefergrei- 
fende Kontroversen aufgetan haben. Ich brauche Ihnen sicher 
nicht zu erläutern, daß und in welcher Hinsicht dies gegenüber 
der katholischen Kirche in besonderem Maße zutrifft. Die von 
Ihnen erwähnte Äußerung des Herrn Bundeskanzlers galt dem 
Bemühen, hier durch die Anregung zu Diskussionsbeiträgen zu 
einer Klärung offener Fragen beizutragen. 
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Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 


3. Abgeordneter Wie beurteilt idie Bundesregierung den Ver- 

Dr. Klein such fder tschedhoslowaikisdien Regierung, ei- 

(Göttingen) nen caan 13. Oktober 1976 im ZDF-Magazin aus- 

(CDU/CSU) gestralhlten Beitra/g über die angebliche Kolla- 

boraiiioin des Staatspräsidenten der CSSR, Gu- 
stav Husafc, mit den Nationalsozialisten wäh- 
rend dös 2. Weltkriegs zu veothindem, und 
treffen Informationen zu, wonach eine entspre- 
chenlde (Stellungnaihme der tschechoislowaki- 
schen Regierung dem ZDF auch von Regie- 
rungssprecher Armin Grünewald mit der Mah- 
nung üb ermiittelt worden list, den Beitrag nicht 
zu bringen? 

4. Abgeordneter Wird die Bundesregierung (der ln der Protest- 

Dr. Klein note ider OSSRnRegierung geäußerten Förde- 

(GÖttingen) rung, sich von der im ZDF ausgestrahlten 

(CDU/CSU) Sendung zu (distanzieren, nachfcommen? 

Antwort des Staatsministers Wischnewski 
vom 8. November 

Der von Ihnen erwähnte Beitrag des ZDF-Magazins vom 13. Ok- 
tober 1976 war unter dem (in der Sendung selbst ab gemilderten) 
Titel „CSSR-Diktator Husak kollaborierte mit Nazis" angekün- 
digt worden. Die tschechoslowakische Regierung hat gegen die 
geplante Sendung auf diplomatischem Wege protestiert und 
darauf hingewiesen, daß die Sendung eine Verunglimpfung des 
tschechoslowakischen Staatsoberhaupts darstelle. Regierungs- 
sprecher Grünewald hat daraufhin in einem Fernschreiben an 
den Moderator des ZDF-Magazins Fritz Schenk vor der Sendung 
auf den tschechoslowakischen Protest aufmerksam gemacht und 
hinzugefügt, daß er es der journalistischen Entscheidung von 
Herrn Schenk überlasse, welche Schlußfolgerungen er ziehe. Es 
trifft daher picht zu, daß Regierungssprecher Grünewald das 
ZDF gemahnt hat, die Sendung nicht zu bringen. 

Der tschechoslowakische Protest war Anlaß für eine von Regie- 
rungssprecher Grünewald nach der Sendung am 14. Oktober 1976 
auf Anfrage der Presse mitgeteilten Hinweis, daß die Bundes- 
regierung zum Prinzip der Pressefreiheit stehe und sich deshalb 
einer Stellungnahme zum Inhalt der ZDF-Sendung enthalte, über 
diese grundsätzliche: Haltung der Bundesregierung ist auch die 
tschechoslowakisdie Regierung unterrichtet worden. 


5. Abgeordneter Trifft es iziu, daß — wie von der Zeitschrift der 
Dr. Czaja Spiegel vom 30. Auigust 1976 gemeldet — in 

(CDU/CSU) der zweiten Novemberhälfte die bislang zu 

westdeutschen Diözesen gehörenden Kirchen- 
sprengel in der DDR in den Rang eigenständi- 
ger Bisitümeir erhoben und eine amabhänigige 
Kirchenprovinz dort errichtet werden sollen, 
und wenn jar ist die Bundesr^^^ 

GnmcBaige der Bestimmungen des Reichskon- 
kordats vom 20. 1933 vom Heiligen Stuhl 

' kcmsiuitiert Wöid^en imd ge^ mit 

welchem Ergebnis? 
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Antwort des Staatsministers Wischnewski 
vom 12. November 

Der Bundesregierung ist nicht bekannt, daß in der zweiten 
Novemberhälfte die bislang zu westdeutschen Diözesen gehö- 
renden Kirchensprengel in der DDR in den Rang eigenständiger 
Bistümer erhoben und eine unabhängige Kirchenprovinz dort 
errichtet werden sollen. 


6. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung dagegen zu 
Dr.Hupka tun, daß .ein Teil der Auasiedler ohne Bntlas- 

(CDU/CSU) siung aus der polnischen S^atsangehörigikeit 

hier eintrafft, und ist ihr bekannt, welche Ab- 
sichten die polnische Regderung damit verfolgt? 

Antwort des Staatsministers Wischnewski 
vom 15. November 

Wie Ihnen bekannt ist, ist diese Frage bereits mehrfach im Rah- 
men parlamentarischer Anfragen behandelt worden. Dabei wurde 
darauf hingewiesen, daß nach den vorliegenden Erfahrungen 
polnische Reisepässe für Umsiedler offenbar vorwiegend in der 
Absicht ausgestellt werden, bestimmten Personengruppen (z. B. 

Jugendlichen und polnischen Ehegatten von Umsiedlern deutscher 
Volkszugehörigkeit) die Rückkehr nach Polen zu einem späteren 
Zeitpunkt zu ermöglichen, falls sie dies wünschen. 

Umsiedler, die die polnische Staatsangehörigkeit nicht weiter 
beibehalten möchten, können ihre Entlassung aus der polnischen 
Staatsangehörigkeit beantragen. Die Bundesregierung sieht daher r 

keine Notwendigkeit, diese Frage mit der polnischen Seite auf- 
zunehmen. 


7. Abgeordneter Hat die Bunidesregiemmg der Volksrepublik 
Dr.Czaja Polen bezüglich Artikell 4 des Kulturabkom- 

(CDU/CSU) mens notifiziert, daß die Länder der Bundesre- 

pulblik Deutschland in der Verwertung und 
Berücksichtigung der sogenaimten (deutsdi-pol- 
nisdien Schulbuchempfehlimgen aus Verfas- 
sungis- und aus sachlidien Gründen völlig frei 
^ sind und wird diesbetsüglich zwischen der Bun- 
desrepublik Deutschland und der Volksrepü- 
bilik Polen der Konsens herb ei geführt? 

Antwort des Staatsministers Wischnewski 
vom 12. November 

In den Verhandlungen über Artikel 4 des deutsch-polnischen 
Kulturabkommens wurden die polnischen Verhandlungspartner 
von den Bund- und Ländervertretern von Anfang an darauf auf- 
merksam gemacht, daß die Zuständigkeit für die Berücksichtigung 
der Empfehlungen der gemeinsamen Schulbuchkommission bei 
den Bundesländern liegt und die Bundesregierung demnach 
keine Verpflichtungen zur Übernahme von Schulbuchempfehlun- 
gen eingehen könne. 
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Die Ministerpräsidenten der Länder haben in ihrer Besprechung 
mit dem Bimdeskanzler am 4. Juni 1976 dem Artikel 4 mit der 
Maßgabe zugestimrnt, daß der polnischen Seite aufgrund der 
verfassungsrechtlichen Lage die restriktive Bedeutung der Be- 
griffe „hinwirken" und „berücksichtigen" erläutert wird. 

Vor Unterzeichnung des Kulturabkommens wurde dem zustän- 
digen Vertreter der polnischen Botschaft in Köln durch den 
Leiter der Verhandlungsdelegation des Auswärtigen Amts diese 
Auslegung des Artikel 4 durch die Bundesregierung und die 
Bundesländer offiziell bekanntgegeben. 

Die polnische Seite hat diese Erklärung über die offizielle 
deutsche Interpretation des Artikel 4 ohne Gegenvorstellungen 
zur Kenntnis genommen. 


8. Abgeordneter 
Dr. Hupka 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung ibekannt, ob und wie 
viele Auissiedler, die mit polnischen Pässen 
hier eintreffen, sich aus der polnischen Staats- 
angehörigkeit entlassen lassen, und mit wel- 
chem bürokratischen und notariellen Aufwand 
das verbunden ist? 


Antwort des Staatsministers Wischnewski 
vom 15. November 

Aussiedler aus Polen, die mit polnischen Pässen in der Bundes- 
republik Deutschland eintreffen, können bei der hiesigen polni- 
schen Botschaft die Entlassung aus der polnischen Staatsangehö- 
rigkeit beantragen. Der Bundesregierung ist bekannt, daß von 
dieser Möglichkeit Gebrauch gemacht wird. Sie hat aber keine 
Informationen über die Zahl der Aussiedler, die Anträge auf 
Entlassung aus der polnischen Staatsangehörigkeit stellen, da mit 
diesen Anträgen nur polnische und nicht deutsche Behörden 
befaßt werden. 

Der Antrag auf Entlassung aus der polnischen Staatsangehörig- 
keit muß auf Formularen gestellt werden, die der Antragsteller 
von der polnischen Botschaft erhalten kann. Dem Antrag müssen 
eine Reihe von persönlichen Dokumenten im Original oder in 
notariell beglaubigten Abschriften oder Fotokopien beigefügt 
werden. Soweit uns bekannt ist, handhaben viele Staaten das 
Entlassungsverfahren in dieser Form. 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


9. Abgeordneter 

Spranger 

(CDU/CSU) 


Treffen Pressemeldungen zu, daß 'der Buixdes- 
innenminister der nordrhein- westfälischen Lan- 
desregierung für die Einstellung der Juristin 
Charlotte Nieß als Landesbeamte „grünes 
Licht" gegeben hat, und wenn ja, in welcher 
Form und auf welcher Rechtsgrundlage wurde 
eine solche Erklärung über die Gewähr der 
Verfassungstreue über einen Bewerber in 
einem iBundeslanid abgegeben? 
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Antwort des Bundesministers Dr. Maihofer 
vom 16. November 

Die von Ihnen zitierten Pressemeldungen treffen nicht zu. Ein 
Sprecher des Bundesinnenministeriums hat am 14. Oktober 1976 
gegenüber der Presse klargestellt, daß der Bundesminister des 
Innern mit der Einstellung von Frau Charlotte Nieß in den nord- 
rhein-westfälischen Landesdienst nicht befaßt w^ar. 


10. Abgeordneter 
Spranger 

(CDU/CSU) 


Rückt ider BuDidiesinnenmiinister nunmehr von 
seiner klaren Aussage ab, daß die Vereini- 
gung demokratischer Juristen (VdJ) nach sei- 
nen Feststellungen eine von linksradikalen 
Gruppierungen, insbesondere von der DKP, 
gegründete und maßgeblich beeinflußte kom- 
munistische Hilfsorganisation ist, die nicht auf 
dem Boden ider freiheitlichen demokratischen 
Qrundordnung im Sinne des Grundgesetzes 
steht, und wenn ja, auf welchen Gründen be- 
ruht idieser Sinneswandel? 


Antwort des Bundesministers Dr. Maihofer 
vom 18. November 

An der Bewertung der „Vereinigung Demokratischer Juristen" 
(VDJ) durch den Bundesminister des Innern hat sich nichts ge- 
ändert. Bereits am 28. November 1975 hat der Bundesinnen- 
minister im Bundesrat erklärt: „Aus der Tatsache nämlich, daß 
einer bestimmten Vereinigung, wie etwa SHB oder VDJ, auch 
Kommunisten angehören, kann nicht in jedem Fall gefolgert wer- 
den, daß die gesamte Organisation verfassungsfeindliche Ziele 
verfolge oder — und das ist noch viel wichtiger — daß alle Mit- 
glieder der Vereinigung nicht die Gewähr der Verfassungstreue 
bieten." 


11. Abgeordneter 
Spranger 
(CDU/CSU) 


Bietet nach Auffassung der Bundesregierung 
ein Beamtenbewerber die nach der Verfassung 
uinid dem Beamtenrecht erfordeTliche Gewähr, 
jederzeit für die freiheitliche demokratische 
Grundordnung lim Sinne des Grundgesetzes 
einziutreten, wenn der Biewerber ein führendes 
Mitglied einer kommunistischen Hilfsorgani- 
sation ist unid sich trotz positiver Kenntnis 
dieser Tatsache nicht von dieser Organisation 
distanziert, sondern an ihr festhält? 


Antwort des Bundesministers Dr. Maihofer 
vom 18. November 


Nach dem Beschluß des Bundesverfassungsgerichts vom 22. Mai 
1975 (BVerfGE 39, 334 ff.) hat die Einstellungsbehörde für jeden 
Einzelfall zu entscheiden, „ob der Bewerber nach seiner Persön- 
lichkeit die Gewähr bietet oder nicht bietet, jederzeit für die 
freiheitliche demokratische Grundordnung einzutreten". Nach 
Auffassung des Gerichts darf dabei nicht allgemein davon aus- 
gegangen werden, „daß einzelne konkrete Verhaltensweisen die 
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Gewähr des Bewerbers, er werde jederzeit für die freiheitliche 
demokratische Grundordnung eintreten, ausschließen. Entschei- 
dend ist die Bewertung eines solchen Verhaltens im Zusammen- 
hang mit anderen Gesichtspunkten, an deren Ende die Überzeu- 
gung steht, daß dieser Bewerber seiner Persönlichkeit nach die 
Gewähr bietet oder nicht bietet, daß er jederzeit für die freiheit- 
liche demokratische Grundordnung eintreten werde.“ 

Daraus und ebenso — für den konkreten Fall — aus der zu 
Frage 10 wiedergegebenen Bewertung folgt, daß die Mitglied- 
schaft in der VdJ die Gewähr der Verfassungstreue nicht aus- 
schließt. Die Frage nach der Verfassungstreue des einzelnen Be- 
werbers kann stets nur in einem nach der Entscheidung des Bun- 
desverfassungsgerichts unverzichtbaren prognostischen Urteil 
über die Persönlichkeit des Bewerbers beantwortet werden, das 
sich auf die Bewertung aller Beurteilungselemente des Einzel- 
falls gründet. 


12. Abgeordneter 

Spranger 

(CDU/CSU) 


Hält es die Bundesregierung für rechtlich und 
politisch vertretbar, daß eine staatliche Stelle 
in einem laufenden gerichtlichen Verfahren 
mit der Feststellung, daß einem jungen Men- 
schen „offenkundig Unrecht geschah“, das Ur- 
teil vorweg nimmt, oder teilt sie die Auffas- 
sung, idaß ein solch schwerwiegender Eingriff 
in ein schwebendes Verfahren unzulässig ist? 


Antwort des Bundesministers Dr. Maihofer 
vom 18. November 

Eine staatliche Stelle, für die die Bundesregierung unmittelbar 
oder mittelbar verantwortlich ist, hat die in der Frage geschil- 
derte Feststellung nicht getroffen. 


1 3. Abgeordneter Gibt es Hinweise dafür, daß der Geheimdienst 
Dr. Blüm von Korea, KCIA, sich auf ideutschem Territo- 

(CDU/CSU) rium in Angelegenheiten südkoreanischer Mit- 

bürger einmischt, lund wenn ja, was gedenkt 
d!ie B'undesregierung zum Schutz dieser Bürger 
zu tun? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schmude 
vom 18. November 

über illegale Aktivitäten des südkoreanischen Geheimdienstes 
im Bundesgebiet liegen keine neueren Erkenntnisse vor. 

Ein Vorfall wie im Sommer 1967 — der südkoreanische Geheim- 
dienst hatte 17 Koreaner unter Verletzung der deutschen Gebiets- 
hoheit aus der Bundesrepublik Deutschland nach Korea ver- 
bracht — hat sich nicht mehr ereignet. Der Vorfall, zu dem die 
Bundesregierung in der Antwort auf die Kleine Anfrage der 
Fraktion der SPD am 21. März 1968 Stellung genommen hat, (s. 
Drucksache V/2748), ist seinerzeit auf energisches Verlangen der 
Bundesregierung bereinigt worden. 
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Hinweise auf eine angeblich neue Aktion des südkoreanischen 
Geheimdienstes ergaben sich aus Presseartikeln und einer Fern- 
sehsendung im ersten Halbjahr 1975. Es ging damals um Befürch- 
tungen koreanischer Staatsangehöriger in Duisburg, die sich be- 
spitzelt und bedroht glaubten. Die Nachforschungen der Sicher- 
heitsbehörden haben den Verdacht nicht bestätigt. Ein Ermitt- 
lungsverfahren gegen sechs Koreaner wurde im April 1976 ein- 
gestellt, weil der Beweis für eine nachrichtendienstliche Tätigkeil 
für eine fremde Macht nicht erbracht werden konnte. 

Die Bundsregierung wird auch künftig, entsprechend dem gesetz- 
lichen Auftrag des § 3 des Verfassungsschutzgesetzes dafür sor- 
gen, daß sicherheitsgefährdende oder geheimdienstliche Tätig- 
keiten im Bundesgebiet für eine fremde Macht ihrer Aufmerk- 
samkeit nicht entgehen. Sie wird gegen jede Tätigkeit einer 
fremden Macht im Bundesgebiet einschreiten, die mit der Rechts- 
ordnung unvereinbar ist oder die in anderer Weise den Inter- 
essen der Bundesrepublik Deutschland zuwiderläuft. Das gilt für 
den koreanischen Geheimdienst ebenso wie für alle Geheimdien- 
ste fremder Staaten. 


14. Abgeordneter 
Lenders 
(SPD) 


Besitzen «alle bisher genehmigten Standorte 
für Kernkraftwerke die in der neuen Richt- 
linie für den Schutz von Kemkraftwerken ge- 
gen Druckwellen aus chemischen Reaktionen 
durch Auslegung der Kernkraftwerke hinsicht- 
lich der Festigkeit und iniduziierten Schwin- 
gungen sowie durch Sicherheitsabstände (Stand 
März 1976) angegebenen Mindestsicherheits- 
abstände bzw. die in Absatz III speziifiziierten 
Auslegungen, und wenn nein, welche Kem- 
kraftwerke entsprechen in welchen Bereichen 
nicht idiesen Bestimmungen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Baum 
vom 18. November 

Die vorgenannte Richtlinie soll, wie das im ersten Absatz meiner 
Bekanntmachung im Gemeinsamen Ministerialblatt (GMBl. 1976, 
S. 442) und im Bundesanzeiger Nr. 179 vom 22. September 1976 
zum Ausdruck kommt, nur auf diejenigen Kernkraftwerke ange- 
wendet werden, für die zum Zeitpunkt der Bekanntgabe (April 
1976) der Richtlinie an die für Genehmigungen nach § 7 Abs. 1 
des Atomgesetzes zuständigen Behörden der Länder noch keine 
den Anwendungsbereich der Richtlinie betreffenden verbind- 
lichen Entscheidungen getroffen worden sind. Für zu dem Zeit- 
punkt bereits vorhandene oder auch im Bau befindliche Kern- 
kraftwerke hat die Richtlinie demnach keine rückwirkende Be- 
deutung, soweit schon ihren Anwendungsbereich betreffende ver- 
bindliche Entscheidungen getroffen sind. 

Unabhängig davon entsprechen jedoch hinsichtlich der baulichen 
Auslegung bereits alle Kernkraftwerke, die ab 1970 zur Entschei- 
dung anstanden, dem Abschnitt III der Richtlinie. Diese Anforde- 
rungen waren 1970 von der Reaktorsicherheitskommission emp- 
fohlen worden und sind seither Stand der Technik. In diesen 
Fällen genügt die bauliche Auslegung aller sicherheitstechnisch 
bedeutsamen, d. h. der für die Abschaltung, die Nachwärmeabfuhr 
und den Sicherheitseinschluß notwendigen, Anlagenteile den 
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Anforderungen. — Es kann davon ausgegangen werden, daß auch 
ein Teil der noch älteren Kernkraftwerke den in der Richtlinie 
spezifizierten Auslegungen entspricht, obwohl diese nicht gezielt 
gegen Druckwellen aus chemischen Reaktionen konzipiert wor- 
den sind. Das wurde beispielweise durch Nachrechnungen für das 
Kernkraftwerk Stade bestätigt. 

Grundsätzlich stellt die Richtlinie eine Vorsorgemaßnahme dar 
mit dem Zweck, in Anbetracht der fortschreitenden Kerntechnik 
das Restrisiko, obwohl es ohnehin als klein eingeschätzt wird, 
weiter zu vermindern. Bereits bestehende Kernkraftwerke brau- 
chen nicht verändert zu werden, weil das Restrisiko nicht als 
unmittelbare Gefahr angesehen wird. Selbstverständlich werden 
auch die älteren Anlagen im Rahmen der ständigen Aufsicht über 
ihren Betrieb überprüft, ob beispielsweise Veränderungen in der 
Umgebung, etwa Errichtung einer Chemieanlage, eine nachträg- 
liche Erhöhung der Gefahr einer äußeren Einwirkung bedeuten 
und ob davon ausgehend Nachrüstungsmaßnahmen erforderlich 
sind. 

Ich möchte abschließend noch auf folgendes hinweisen: Der Bun- 
desminister des Innern hat die Richtlinie in dem von ihm heraus- 
gegebenen Gemeinsamen Ministerialblatt und im Bundesanzeiger 
zu dem Zweck bekanntgemacht, daß alle zuständigen Behörden, 
deren Tätigkeiten außerhalb des Vollzuges des Atomgesetzes 
den sachlichen Anwendungsbereich der Richtlinie betreffen kön- 
nen (zum Beispiel Landesplanung, Genehmigung der Ansiedlung 
von Industriebetrieben, Ausbau der Schiffahrtsstraßen), diese 
möglichst frühzeitig bei den entsprechenden Tätigkeiten beachten 
können. Es sollen dadurch Schwierigkeiten vermieden werden, 
die sich aus Zielkonflikten zwischen den Anforderungen der 
Richtlinie im Rahmen des Atomgesetzes und Planungen oder Ver- 
waltungsakten anderer Behörden ergeben könnten. — Dieser 
Aspekt, der nur für den Fall einer zum Zeitpunkt des atomrechL- 
liehen Genehmigungsverfahrens nicht erkennbaren zukünftigen 
Verschlechterung der Standorteigenschaften bei vorhandenen 
Kernkraftwerken Bedeutung erlangt, gilt selbstverständlich für 
alle Kernkraftwerke, auch für solche älteren, die ihrerseits noch 
nicht der Richtlinie unterworfen waren. 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


15. Abgeordneter 
Dr. Kunz 
(Weiden) 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung mit dem Großkredit 
übeir 200 Millionen Dollar befaßt, der über 
die Bank für Gemein Wirtschaft an eine portu- 
giesische Gewerfcschiaftsbank gewährt wurde 
oder wird, und wenn ja, zu welchen Bedingun- 
gen und aus welchem Titel wurde dieser Kre- 
dit gewährt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haehser 
vom 22. November 

Die Bundesregierung nimmt keinen Einfluß auf die Kreditver- 
gabe von Privatbanken; auch sieht sie sich nicht in der Lage, zu 
einzelnen Kreditgeschäften von Privatbanken Stellung zu neh- 
men. Ich darf jedoch darauf hinweisen, daß die Bank für Gemein- 
wirtschaft nach den mir vorliegenden Informationen keinen Kre- 
dit in der von Ihnen genannten Art und Größe gewährt hat und 
auch keine entsprechende Absicht hat. 
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16. Abgeordneter Trifft es zu, daß ein zum bundeseigenen VEBA- 
Schedl Konzern gehörendes Unternehmen einem mit- 

(CDU/CSU) telständisdien Zulieferer angekündigt hat, statt 

wie bisher und üblich 3 v. H., nunmehr 4 v. H. 
Skonto von den Redinungsbe trägen bei der 
Begleichung abzuziehen, und wie hat die Bun- 
desregierung — bejahendenfalls — durch die 
von ihx bestellten Vertreter in den Aufsichts- 
gremien zu derartigen Geschäftspraktiken Stel- 
lung genommen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haehser 
vom 22. November 

Dieser Vorgang fällt in die alleinige Verantwortung der Ge- 
schäftsleitung. Ich schlage Ihnen deshalb vor, Ihre Frage dorhin 
zu richten. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


17. Abgeordneter Welche maßgeblichen Fälle von Beteiligungen 

Dr. Dollinger ausländischer Staaten oder Firmen »an deut- 
(CDU/CSU) sehen Unternehmen seit der Ölkrise sind der 

Bundesregierung bekannt? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner 
vom 19. November 

Der Bundesregierung sind durch die Meldungen über Vermögens- 
anlagen Gebietsfremder im Wirtschaftsgebiet nach § 57 der 
Außenwirtschaftsverordnung Beteiligungen ausländischer Staaten 
oder Firmen an deutschen Unternehmen bekannt. Im Interesse 
der Wahrung der Vertraulichkeit von Einzelangaben unterliegen 
diese Meldungen jedoch dem Statistikgeheimnis (§ 26 Abs. 4 Satz 
2 des Außenwirtschaftsgesetzes i. V. mit § 12 des Gesetzes über 
die Statistik für Bundeszwecke). Ihre Weitergabe könnte eine 
strafbare Handlung darstellen (§ 203 Abs. 2 des Strafgesetz- 
buches). 

18. Abgeordneter Welche Vorteile oder Nachteile können sidi 

Dr. Dollinger diaraus für die Bundes republik Deustdiland er- 

(CDU/CSU) geben? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner 
vom 19. November 

Eine weltoffene Außenwirtschaftspolitik, wie sie von der Bun- 
desregierung vertreten wird, schließt die Freizügigkeit des Kapi- 
talverkehrs ein. Internationale Kapitalverflechtung schafft erst 
die Voraussetzungen für eine intensive Zusammenarbeit unter 
den einzelnen Volkswirtschaften, eine verstärkte Nutzung inter- 
nationaler Arbeitsteilung und Beteiligung am technologischen 
Fortschritt. Diese Verflechtung abzulehnen, hieße, auf Wachs- 
tums-Chancen für unsere Volkswirtschaft zu verzichten. Es ist 
allerdings denkbar, daß die Anlage ausländischer Gelder in mas- 
sierter Form im Einzelfall Probleme für unsere Wirtschaftspoli- 
tik, Wirtschaftsordnung und Sicherheit mit sich bringen kann. 
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19. Abgeordneter 
Dr. Dollinger 

(CDU/CSU) 


Gedenkt die Bimidesregiexung, irgendwelche 
Maßnialimen oder Grundsatzentscheidungen 
zur Frage ausländischer Beteiligungen zu tref- 
fen, insbesondere, wenn jetzt durch Erwerb 
von Sperrminoritäten in entscheidenden Wirt- 
schaftsbereichen deutsche Interessen tangiert 
werden können? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner 
vom 19. November 

Die Bundesregierung sieht unter den gegebenen Verhältnissen 
keinen Anlaß, ihre grundsätzlich positive Einstellung zu auslän- 
dischen Kapitalbeteiligungen zu ändern und weitergehende 
gesetzliche Kontrollmaßnahmen anzustreben. Sollten sich auslän- 
dische Investitionen in der Bundesrepublik Deutschland eines 
Tages nachteilig auswirken, so stehen rechtliche Möglichkeiten 
zum Eingreifen zu Gebote. So erlaubt das Außenwirtschaftsgesetz 
die Beschränkung von Auslandsinvestitionen im Inland aus Zah- 
lungsbilanz- und Stabilitätsgesichtspunkten, aus Sicherheitserwä- 
gungen sowie bei Beeinträchtigung der internationalen Wett- 
bewerbssituation. Für den Fall, daß dennoch weitergehende 
gesetzliche Maßnahmen notwendig werden sollten, hat die Bun- 
desregierung die nötigen Vorkehrungen getroffen, damit der 
Gesetzgeber ihr notfalls kurzfristig ein stärkeres Instrument an 
die Hand geben kann, mit dem sie im Einzelfall einen uner- 
wünschten Beteiligungserwerb aufgreifen und verhindern kann. 


20. Abgeordneter 
Dr. Dollinger 

(CDU/CSU) 


Wäre die Bundesregierung auch bereit, bei 
Unternehmen des inidustriellen Bundesvermö- 
gerus eine ausländische Mitbeteiligung, gege- 
benenfalls wenn diese eine Sperrminorität be- 
inhaltet, einzuräumen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner 
vom 19. November 

Die Bundesregierung wird etwaige Beteiligungswünsche, die sich 
auf Unternehmen des industriellen Bundesvermögens erstrecken, 
unter Würdigung aller Umstände des Einzelfalls — insbesondere 
der Gegebenheiten der betreffenden Branche — prüfen und ent- 
scheiden. 


21. Abgeordneter Welches ist der Stand der Verhandlungen in 
Kiechle der Frage Dumpingeinfuhren zu Lasten der 

(CDU/CSU) deutschen Feinstrumpf industrie aus Drittlän- 

dern und insbesondere aus (dem EG-Land Ita- 
lien hinsichtlich wirksamer Vereinbarungen 
zum Schutz deutscher Arbeitsplätze in diesem 
Industriezweig? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner 
vom 22. November 


Die Schwierigkeiten in der Feinstrumpfindustrie sind, soweit ein- 
fuhrbedingt, in erster Linie auf die Lieferungen aus Italien zu- 
rückzuführen. Da Italien ein Mitgliedsland der EG ist, liegen die 
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Kompetenzen zur Bereinigung innergemeinschaftlicher Schwie- 
rigkeiten in Brüssel. Die Bundesregierung hat die EG-Kommis- 
sion gedrängt, ihrer Verantwortlichkeit gerecht zu werden und 
schnell wirkende Maßnahmen zu ergreifen. Die Kommission hat 
dazu den Standpunkt vertreten, die Römischen Verträge böten 
keine Möglichkeiten zur Einleitung rasch wirksamer Maßnahmen. 
Sie sei im übrigen auch durch die von ihr angestrengten Unter- 
suchungen nicht zu dem Ergebnis gelangt, daß in Italien Wetl- 
bewerbsverzerrungen vorlägen. 

Inzwischen hat die EG-Kommission Empfehlungen an die Mit- 
gliedstaaten gerichtet, von einer Förderung des Kapizitätsaus- 
baus in diesem Sektor wie des Passiven Veredelungs Verkehrs mit 
Drittländern abzusehen und Daten über die Entwicklung des 
innergemeinschaftlidien Warenverkehrs bei Strumpfhosen mit- 
zuteilen. Die Bundesregierung hat schon während der Ausarbei- 
tung dieser Empfehlungen die EG-Kommission stets darauf hin- 
gewiesen, daß dies zur Bereinigung der aufgetretenen Probleme 
nicht ausreicht. 

Die Bundesregierung hat daher — wie bereits in der Antwort auf 
Ihre Frage vom 28. Mai 1976 angekündigt — ^ bilaterale Gespräche 
mit der italienischen Regierung aufgenommen. Auch auf der 
Ebene der Industrien und Gewerkschaften wurden solche Ge- 
spräche eingeleitet. Eine erste Gesprächsrunde hat gewisse Klar- 
stellungen erbracht. 

Die Einfuhren von Strumpfhosen mit größerer Fadenstärke aus 
der Republik Korea sind bereits im September 19/6 für das letzte 
Quartal dieses Jahres und für das Jahr 1977 kontingentiert wor- 
den. Hierdurch werden die eingeführten Mengen nicht unbe- 
trächtlich zurückgehen. 


22. Abgeordneter 
Kiechle 
(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die weitere 
Entwidcking in der deutschen Strumpfindustrie 
angesichts der Tatsache, idaß 1970 noch ca. 
30 000 Mitarbeiiter rund 740 Millionen Erhliei- 
ten Feinstrumpfhosen und Feinstrümpfe her- 
gestellt haben, während es 1976 nur noch 
ca. 10 500 Mitarbeiter mit einem Produktions- 
ergöbniis von 460 Millionen Einheiten waren? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner 
vom 22. November 

Die Beobachtung der jüngsten Entwicklung auf dem Strumpf- 
hosenmarkt der Bundesrepublik zeigt im ersten Halbjahr dieses 
Jahres (im Vergleich zum 1. Halbjahr 1975) einen um 16,7 v. H. 
rückläufigen Verbrauch, einen Rückgang der weltweiten Importe 
um 14,9 V. H., der Importe aus Italien um 21,9 v. H. und eine 
Abnahme der inländischen Versandmenge um 9,9 v. H. sowie 
eine Steigerung deutscher Exporte um 45,8 v. H. 

Die stärkste Komponente des Anpassungsdrucks in diesem Jahr 
war demnach der rückläufige Verbrauch, bedingt durch die 
warme Witterung und gewandelte Bekleidungsgewohnheiten. 
Neben der Importentwicklung, die die Bundesregierung sorgfäl- 
tig kontrolliert, werden diese Faktoren auch in der Zukunft von 
entscheidender Bedeutung sein. 
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23. Abgeordneter 

Dr. Schulze- 
Vorberg 

(CDU/CSU) 


Kann die Bundesregierung mdtteilen, welche 
konkreten Maßnahmen — nach den Ankündi- 
gungen (des Bundeskanzlers und des Bundes- 
wirtschaftsministers in Schweinfurt während 
des Bfundestagswahlkampf — zur Sicherung 
der Arbeitsplätze in der Wälzlagerindustrie 
inzwischen eingeleitet wurden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner 
vom 22. November 

Das Europäische Komitee der Wälzlagerhersteller-Verbände, des- 
sen Geschäftsführung beim deutschen Verband liegt, hat am 
15. Oktober 1976 bei der Kommission der Europäischen Gemein- 
schaften die Eröffnung eines Antidumping- Verfahrens beantragt. 
Der Antidumping-Ausschuß der Gemeinschaft, in dem die Mit- 
gliedstaaten vertreten sind, hat sich am 5. November einstimmig 
für die förmliche Eröffnung eines Antidumping-Verfahrens aus- 
gesprochen, nachdem nunmehr feststeht, daß japanische Herstel- 
ler Wälzlager auf dem europäischen Markt zu niedrigeren Prei- 
sen als in Japan verkaufen. Im Laufe des nächsten Monats wird 
eine japanische Stellungnahme erwartet. Danach wird die Kom- 
mission im Benehmen mit den Mitgliedstaaten entscheiden, ob 
ein vorläufiger Antidumpingzoll festgesetzt wird. 

Die Bundesregierung wird bei Vorliegen der erforderlichen Vor- 
aussetzungen den Antrag nach Kräften unterstützen. 

Bereits Anfang September hat der Bundesminister für Wirtschaft 
im übrigen dem Bayerischen Staatsminister für Wirtschaft und 
Verkehr gegenüber zum Ausdruck gebracht, daß er es auch bei 
einem positiven Entscheid der Kommission über die Festsetzung 
eines Antidumpingzolls für Wälzlagerimporte aus Japan für not- 
wendig halte, die starke Abhängigkeit des Schweinfurter Rau- 
mes von einem Wirtschaftszweig durch eine aktive Strukturpoli- 
tik zu verringern. Die im Rahmen einer solchen Politik zu ergrei- 
fenden Maßnahmen müßten primär darauf ausgerichtet sein, in 
jenem Raum eine stärker diversifizierte Wirtschaftsstruktur zu 
entwickeln. 

In diesem Zusammenhang hat Bayern angekündigt, im Pv.ahmon 
der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen Wirt- 
schaftsstruktur" vorzuschlagen, die Förderpräferenz für Schwein- 
furt im 6. Rahmenplan von 15 v. H. auf 25 v. H. zu erhöhen. Eine 
Erhöhung der Förderpräferenz für Schweinfurt im besonders be- 
deutsamen Einzelfall noch vor Verabschiedung des Rahmenplans 
— was Bayern anstrebt — halte ich als Ausnahmeregelung für 
möglich. Ein entsprechender Antrag müßte im Unterausschuß der 
Gemeinschafts auf gäbe erörtert werden. Wenn die Diskussion zu 
einem mehrheitlichen Votum der Länder zugunsten einer Aus- 
nahmeregelung für Schweinfurt führen sollte, wird der Bund 
ebenfalls zustimmen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


24. Abgeordneter 

Dr. Franz 


(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß im Sozialgerichtsverfahren 
wegen des fehlenden Armenrechts die nidit- 
organisierten Rechtsuchenden benachteiligt 
sind, lind wird die Bundesregierung — beja- 
hendenfalls — durch Vorlage eines entspre- 
chenden Gesetzentwurfs dafür sorgen, daß die 
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Chancengleichheit vor Gericht durch Einfüh- 
rung des Armenrechts im Sozialgerichtsver- 
fahren gefördert wird? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Buschfort 
vom 18. November 


In Übereinstimmung mit der Entscheidung des Bundesverfas- 
sungsgerichts vom 22. Januar 1959 (BVerfGE 9, 124 ff.) ist davon 
auszugehen, daß nichtorganisierte Rechtsuchende im Sozial- 
gerichtsverfahren wegen fehlenden Armenrechts nicht benachtei- 
ligt sind. Zwar sieht das Sozialgerichtsgesetz das Armenreclil: 
wegen des beim Bundessozialgericht bestehenden Vertretungs- 
zwangs grundsätzlich nur im Revisionsverfahren vor, jedoch ist 
im Verfahren vor den Sozialgerichten und den Landessozial- 
gerichten den nichtorganisierten und unbemittelten Rechtsuchen- 
den die Verwirklichung ihres Rechtsschutzes auch ohne den Bei- 
stand eines im Armenrecht beigeordneten Rechtsanwalts hin- 
reichend gewährleistet. Dies ergibt sich insbesondere daraus, daß 
sich der Rechtsuchende bei der Klageerhebung und Berufungs- 
einlegung, über die eine gesetzlich vorgeschriebene Rechtsmittel- 
belehrung zu ergehen hat, weitgehend der Hilfe des Urkunds- 
beamten der Geschäftsstelle bedienen kann, weder die Klage 
noch die Berufung begründet werden müssen und das Gericht 
dem Rechtsuchenden mit seiner Zustimmung im Armenrecht 
einen besonderen Vertreter bestellen kann, wenn sein Aufent- 
halt vom Sitz des Gerichts weit entfernt ist oder wenn er nicht 
in der Lage ist, sich über die rechtserheblichen Tatsachen allge- 
meinverständlich auszudrücken. Zudem hat das Gericht den Sach- 
verhalt von Amts wegen zu erforschen, wobei dem Vorsitzenden 
eine besondere umfassende und intensive Aufklärungspflicht ob- 
liegt. Der gesamte Fragenkomplex ist allerdings zur Zeit erneut 
Gegenstand eines Verfahrens vor dem Bundesverfassungsgericht. 

Unabhängig vom Ausgang des Verfahrens vor dem Bundesver- 
fassungsgericht wird die Bundesregierung im Zusammenhang mit 
der von ihr angestrebten Vereinheitlichung des Verfahrensrechts 
prüfen, ob das Armenrecht künftig generell auch für das Verfah- 
ren vor den Sozialgerichten und den Landessozialgerichten ein- 
geführt werden soll. Der von der Bundesregierung eingesetzte 
Koordinierungsausschuß zur Vereinheitlichung der Verwaltungs- 
gerichtsordnung, der Finanzgerichtsordnung und des Soziai- 
gerichtsgesetzes hat dies in dem von ihm erarbeiteten Entwurf 
einer einheitlichen Verwaltungsprozeßordnung bereits vor- 
gesehen. 


25. Abgeordneter 
Kiedile 
(CDU/CSU) 


Kann 'die Bundesregierung angeben, ob und 
gegebenenfalls in welchem Ausmaß die Bei- 
träge der einzelnen laindwirtschaftlichen Kran- 
kenkassen für die verschiedenen Beitragsgrup- 
pen im Jahr 1977 angehöben werden sollen, 
nachdem die Ortskrankenkassen imd einige 
Ersatzkassen bereits erklärt haben, daß sie, 
sofern keine unvorhergesehenen Belastungen 
auf sie zukommen, die Beitragssätze für 1977 
nicht anheben wollen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Buschfort 
vom 18. November 

Es ist Aufgabe der einzelnen landwirtschaftlichen Krankenkassen, 
die Beiträge festzusetzen. Die Bundesregierung kann daher nur 
die Auskunft des Bundesverbandes der landwirtschaftlichen 
Krankenkassen weitergeben, wonach sich die Bemühungen zur 
Kostendämpfung im Gesundheitswesen auch bei den landwirt- 
schaftlichen Krankenkassen beitragsstabilisierend ausgewirkt 
haben. Nach Auskunft des Verbandes werden einige landwirt- 
schaftliche Krankenkassen die Beitragssätze anheben. Der Grund 
hierfür liege darin, daß diese Kassen 1976 ihre Beiträge nicht 
erhöht hatten. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 


26. Abgeordneter 

Dr. Kunz 
(Weiden) 

(CDU/CSU) 


Gibt es Hinweise idafür, idaß die CSSR Über- 
legungen anstellt, die bisher geplante Trasse 
der Autoibahn Prag — Pilsen — Waidhiaus weiter 
nach Süden über Furth im Wald zu verlegen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 15. November 

Der Bundesregierung sind Hinweise nicht bekannt. 


27. Abgeordneter 
Dr. Kunz 
(Weiden) 

(CDU/CSU) 


Bestehen seitens der Bundesregierung Über- 
legungen oder die Bereitschaft, den vorzeiti- 
gen Ausbau (der Autobahn Waidhaus — Pilsen 
— Prag mit wirtschaftlichen und finanzpoliti- 
schen Vergünstigungen anizuregen unid damit 
zu beschleunigen? 


28. Abgeordneter 

Dr. Kunz 
(Weiden) 

(CDU/CSU) 


Ist die B'undesiregierung bereit, bei Verhand- 
lungen über den Ausbau der Autobahnver- 
bindung zwischen Waidhaus und Pilsen — Prag 
oder bei landeren geeigneten Gelegenheiten 
Gespräche zu führen mit dem Ziel, Erleichte- 
rungen im Qrenzverkehr zwischen ider Bundes- 
republik Deutschland und der CSSR zu errei- 
chen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 15. November 

Bei der Bundesregierung bestehen keine Überlegungen, den vor- 
zeitigen Bau des CSSR- Autobahnabschnitts Waidhaus-Pilsen- 
Prag etwa anzuregen bzw. zu beschleunigen. Es werden also 
Verhandlungen hierzu auch nicht geführt werden. 
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29. Abgeordneter 

Dr. Dübber 

(SPD) 


Hält es die Bundesregierung als Anteilseigner 
der Frankfurter Flughafen GmbH für politisch 
zweckmäßig, daß Reisende aus dem Ausland 
auf der Aussichtsterasse des Frankfurter Rhein- 
Main-Flughafens von einem Kampfflugzeug 
der NS-Wehrmacht He 111 in voller Kriegs- 
dekoration — allerdings mit übermaltem Ha- 
kenkreuz — begrüßt werden, oder teilt sie 
meine Auffassung, daß angesichts von Hun- 
derttausenden Opfer des Bombenkriegs im 
Ausland wie innerhalb Deutsdilands die In- 
strumente der Ausrottung unbeteiligter Zivi- 
listen auf Zivilflugplätzen nichts mehr zu 
suchen haben, und wird sie sich idementspre- 
chend dafür e insetzen, daß das Kampfflugzeug 
vom Rhein-Main-Flughafen entfernt wird? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 18. November 

Die Bundesregierung hat gegen die Ausstellung von „Oldtimer- 
Flugzeugen" auf deutschen Verkehrsflughäfen grundsätzlich 
keine Bedenken. 

Die Flughafen Frankfurt/Main AG (FAG) stellt auf der Besucher- 
terrasse im Rahmen einer solchen Flugzeugschau eine Reihe von 
Maschinen aus, die im Vergleich zu den auf dem Frankfurter 
Flughafen verkehrenden modernen Großflugzeugen den Fort- 
schritt der Luftfahrttechnik — insbesondere die erheblich ver- 
änderten Dimensionen der Fluggeräte — veranschaulichen sollen. 
Dies gilt auch hinsichtlich des in der Anfrage angesprodienen 
Musters mit der Beschilderung He 111. 

Dabei handelt es sich um eine im Jahr 1952 geschaffene Nachbil- 
dung der als Verkehrsflugzeug entwickelten He 70 „Blitz"; an 
diese Maschine, mit der die Lufthansa Anfang der dreißiger 
Jahre ihren Schnellverkehrsdienst aufgenommen hat, soll sie 
auch erinnern. Das Fluggerät selbst war also im Krieg nicht ein- 
gesetzt. Die vom Besitzer des Flugzeugs nachträglich angebrach- 
ten Embleme, die dieses Flugzeug falsch als „He 111" auswiesen, 
sind inzwischen entfernt. 


30. Abgeordneter 

Immer 

(Altenkirdien) 

(SPD) 


Wann ist mit einem Ausbau der B 62 zwischen 
Kirchen/Sieg und Siegen, der linsbesondere die 
Aufweitung der noch bestehenden drei engen 
Bundesbahnunterführungen einbezieht zu rech- 
nen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 18. November 

Die B 62 ist zwischen Kirchen/Sieg und der Landesgrenze Rhein- 
land-Pfalz/Nordrhein-Westfalen in einem guten Ausbauzustand. 
Zur Verbesserung der Verkehrsverhältnisse ist beabsichtigt, die 
Bundesbahnüberführungen Kirchen/Nord, Freusburg, Euteneuen 
und Büdenholz aufzuweiten. Zur Zeit werden die Planungen be- 
arbeitet. Die erforderlichen Verhandlungen mit der Deutschen 
Bundesbahn sind aufgenommen. Mit den Bauarbeiten soll begon- 
nen werden, sobald die planerischen und rechtlichen Vorausset- 
zungen dafür gegeben sind. 
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31. Abgeordneter 

Immer 

(Altenkirchen) 

(SPD) 


Inwieweit sind Pläne für die in Aussicht ge- 
n-ommenc Elektrifi^ierang der Bundesbahn- 
strecke Troisdorf — Siegen bereits erstellt, und 
wann wird sie verwirklicht? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 18. November 

Die Deutsche Bundesbahn (DB) sowie die Länder Nordrhein- 
Westfalen und Rheinland-Pfalz sind an der Elektrifizierung der 
Strecke Troisdorf-Betzdorf-Siegen lebhaft interessiert. Der Bun- 
desminister für Verkehr wird diesem Vorhaben zustimmen, so- 
bald die DM die Arbeiten in Angriff nehmen will und den Nach- 
weis erbringt, daß die Ablösung des derzeitigen Dieselbetriebes 
und die Aufnahme der elektrischen Zugförderung auf dem nicht 
sehr hoch belasteten Abschnitt für das Unternehmen wirtschaft- 
lich und die Finanzierung gesichert ist. Bau- und Fertigstellungs- 
termine können gegenwärtig noch nicht genannt werden. 


32. Abgeordneter Wann ist mit der Fertigstellung der drei Fahr- 
Immer spuren im Zuge der B 8 am Retterser Berg zu 

(Altenkirchenf) rechnen? 

(SPD) 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 18. November 

Die dritte Fahrspur (Zusatzfahrstreifen an Steigungsstrecken) im 
Zuge der B 8 am Retterser Berg wird in zwei Bauabschnitten her- 
gestellt. Nachdem die Pläne für den ersten Bauabschnitt seit Sep- 
tember 1976 rechtskräftig sind, wurde mit den Bauarbeiten vor 
kurzem begonnen. Als Fertigstellungstermin ist 1977 vorgesehen. 

Der Planfeststellungsbeschluß für den zweiten Bauabschnitt 
wurde am 31. August 1976 erlassen. Durch einen Einspruch gegen 
den Beschluß sind die Pläne noch nicht rechtskräftig. Es ist beab- 
sichtigt, mit den Bauarbeiten zu beginnen, sobald die rechtlichen 
Voraussetzungen vorliegen. 


33. Abgeordneter 

Immer 

(Altenkirchen) 

(SPD) 


Inwieweit und innerhalb welchen Zeitraums 
werden im Anschluß -an die Fertigstellung der 
dritten FaJhrspur im Zuge der B 8 am Retterser 
Berg weitere, entsprechende, ebenso dringend 
notwendige, Ausbau- oder Ergänzungsmaß- 
nahmen zwischen Altenkirchen und Kircheib 
durchgeführt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 18. November 

Zusatzfahrstreifen an Steigungsstrecken im Zuge der B 8 zwischen 
Altenkirchen und Kircheib sind im Bereich des Helmenzener 
Bergs und Oberölfen vorgesehen. Diese Verbesserungen sollen 
im Anschluß an die Arbeiten am Retterser Berg durchgeführt 
werden. 

In der Planung ist außerdem eine Verbesserung der B 8 im Be- 
reich Hasselbach und der Ausbau der Kreuzung B 8/L 255 west- 
lich Kircheib. 
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Teilt die Buiidesregierung meine Auffassung, 
daß durch den unterschiedlich raschen Ausbau 
der B 96 zwischen Memmingen und der baden- 
württemberg/bayerischen Landesgrenze bei 
Ferthofen einerseits und zwischen Ferthofen 
und dem Autobahnkreuz Esseratsweiler ande- 
rerseits, der sich bereits aus der unterschied- 
lichen Finanzausstattung der beiden Strecken- 
abschnitte ergibt (im Zweiten Fünf jahresplan 
für 15 Kilometer auf bayerischer Seite 55,4 Mil- 
lionen DM, für 33 Kilometer auf württember- 
gischer Seite nur 15 Millionen DM), auf dem 
württembergischen Straßenteil ider bisherigen 
B 18 in den Ortsdurchfahrten unerträgliche 
Verkehrsverhältnisse drohen, sobald der baye- 
rische Ausbauteil dem Verkehr übergeben ist, 
und was gedenkt die Bundesregierung gege- 
benenfalls zu tun, um die drohenden Gefahren 
von der Bevölkerung der betroffenen Gemein- 
den abzuwenden? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 18. November 

Die im zweiten Fünf jahresplan für den Ausbau der Bundesfern- 
straßen in den Jahren 1976 bis 1980 für die A 96 zwischen Mem- 
mingen und Lindau, soweit diese auf bayerischem Gebiet ver- 
läuft, eingesetzten Baumittel von 55,4 Mio DM sind nicht allem 
für den 6,9 km langen einbahnigen Neubau der A96 zwischen 
dem BAB-Kreuz Memmingen und der B 18 bei Ferthofen vor- 
gesehen, sondern der größere Teil dieses Betrages wird für den 
zweibahnigen Neubau zwischen Lindau und dem BAB-Kreuz bei 
Esseratsweiler in Anspruch genommen. 

Einer zügigen Planung und Bauvorbereitung der A 96 zwischen 
Ferthofen und dem BAB-Kreuz Esseratshausen mißt die Bundes- 
regierung besondere Bedeutung bei. Dies ist durch die im Rah- 
men der Überarbeitung des Bedarfsplans erfolgte Einstufung der 
Strecke in die Dringlichkeitsstufe la klar zum Ausdruck gebracht 
worden. 

Aufgrund der Aussagen des ersten Bedarfsplans (1971) war 
zwischen Ferthofen und Lindau der Bau einer unabhängig von 
der Bundesstraße 18 verlaufenden neuen Autobahn vorgesehen. 
Die Planungsaktivitäten der Straßenbauverwaltung des Landes 
Baden-Württemberg konzentrierten sich deshalb in den letzten 
Jahren auf diese Strecke. Im Rahmen der Anpassung des Bedarfs- 
plans an die inzwischen eingetretene Verkehrsentwicklung er- 
wies es sich jedoch als notwendig, vom Neubau der A 96 in völlig 
neuer Linienführung abzugehen und stattdessen einen stufen- 
weisen Ausbau unter teilweiser Einbeziehung der bestehenden 
Bundesstraße 18 vorzunehmen. 

Es kann davon ausgegangen werden, daß Planung und Bauvor- 
bereitung dieser Strecke in den nächsten Jahren vordringlich be- 
handelt und zügig vorangetrieben werden. 


34. Abgeordneter 
Jäger 
(Wangen) 
(CDU/CSU) 


35. Abgeordneter Wann schließt die Behördenkommis sion, die 
Marschall von der Bundesregierung zur Beurteilung der 

(SPD) Standortfrage für einen neuen Rangierbahnhof 

im Raum München einberufen wurde, ihre 
Tätigkeit ab, bzw. wann ist mit der Vorlage 
eines Tätigkeitsberichts zu rechnen? 
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36. Abgeordneter 

Marschall 


(SPD) 


Ist die Bundesregierung weiterhin der Auffas- 
sung, daß in der sogenärmten Rangierbahnhof- 
kommission die in die bisherigen Überlegun- 
gen eingegangenen Daten überprüft und über 
das landesrechtliche Rahmenordniungsverfah- 
ren hinaus die bisher erarbeiteten und vorge- 
legten Gutachten und Stellungnalunen zur 
Standortfrage gewertet werden sollen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 15. November 


Die Kommission „Rangierbahnhof für den Raum München" hat 
ihre Beratungen abgeschlossen. Der Schlußbericht wurde vom 
Vorsitzenden dem Bundesminister für Verkehr sowie den Kom.- 
missionsmitgliedern zugeleitet. Die Kommissionsmitglieder haben 
vereinbarungsgemäß die Möglichkeit, hierzu Stellung zu nehmen. 
Die Prüfung der in die bisherigen Überlegungen eingegangenen 
Daten und der vorgelegten Gutachten war Aufgabe der Kommis- 
sion. Der Bundesminister für Verkehr wird neben dem Ergebnis 
des landesrechtlichen Raumordnungs Verfahrens alle vorliegen- 
den Gutachten und Stellungnahmen bei seiner Entscheidung ent- 
sprechend würdigen. 


37. Abgeordneter 
Picard 
(CDU/CSU) 


Trifft es zu, -daß nach dem totalen Verbot der 
Spikesreifen sich die Gefahrenmomente im 
winterlichen Straßenverkehr stark erhöht ha- 
ben, da es auf lange Zeit, wahrscheinlich auf 
Dauer, unmöglich ist, gleich sichere Winter- 
reifen ohne Spikes zu entwiickeln, und wenn 
ja, welche Folgerungen zieht die Bundesregie- 
rung aus dieser Feststellung? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 18. November 


Es trifft nicht zu, daß sich das Unfall geschehen im Winter 
1975/76 durch das Spikesreifenverbot verschlechtert hat. Zwar 
stieg bei einer Zunahme der Tage mit Schnee- und Eisglätte der 
auf diese Ursache zurückzuführende Anteil der Unfälle im letzten 
Winter „ohne Spikes" stärker an als in den vergangenen Win- 
tern „mit Spikes". Diese Tatsache spiegelt sich jedoch nicht in 
den Gesamtzahlen des Unfallgeschehens wider, wie die Bundes- 
anstalt für Straßenwesen bei einer ersten Analyse der Auswir- 
kungen des Spikesreifenverbotes auf die Unfallentwicklung im 
Winter 1975/1976 belegt hat. Vielmehr weisen die Unfallzahlen 
(Tote, Schwerverletzte, Unfälle mit Personenschaden u. a.) der 
Winter seit 1971/1972 einen stetig fallenden Verlauf auf, der 
auch durch das Spikesreifenverbot nicht verändert wurde. Das 
mittlere Risiko für einen Kraftfahrer, an Unfällen im Winter be- 
teiligt zu sein, hat demnach seit dem Verbot der Spikesreifen 
nicht zugenommen. Die Bundesregierung sieht sich daher nicht 
veranlaßt, von dem gemeinsam mit den Bundesländern beschlos- 
senen generellen Verbot der Spikesreifenverwendung abzugehen. 
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38. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung eine Verpflichtung, 
Picard duirdi besser geeignete Straßendecken für er- 

(CDU/CSU) höhte Sicherheit im Straßenverkehr zu sorgen, 

da isie -wegen angeblich in die hunderte von 
Millionen gehenden Schäden, <die durch den 
Gebrauch von Spikesreifen verursacht worden 
sein sollen, diese verboten hat? 


39. Abgeordneter Ist die Bundearegierung mit Rücksicht darauf, 
Picard daß dauerhafte aufgerauhte Oberflächen bei 

(CDU/CSU) Nässe und leichtem Glatteis wesentlich sicherer 

sind als glatte iStraßenoberf lachen, bereit, bei 
der Erneuerung und dem Neubau von Bundes- 
straßen und Autobahnen dafür zu sorgen, daß 
nur noch dauerhaft aufgerauhte Straßenober- 
flächen erstellt werden? 

Antwort des Parlamentarisdien Staatssekretärs Haar 
vom 18. November 

Der Zwang zur Erzielung einer möglichst hohen Widerstands- 
fähigkeit gegenüber der Beanspruchung durch Spikesreifen führte 
in der Vergangenheit zu dichteren Decken und damit häufig zu 
einer Verringerung der Griffigkeit. Das Auslaufen der Zulassung 
von Spikesreifen zum 31. April 1975 wurde' daher sofort zum 
Anlaß genommen, die Technischen Vorschriften und Richtlinien 
im Hinblick auf eine größere Griffigkeit (und Standfestigkeit) zu 
verbessern. 


40. Abgeordneter Ist die Biundesregierung bereit, wenigistens ei- 
Picard nen Teil der durch das Verbot von Spikesrei- 

(CDU/CSU) fen und der damit erreichten längeren Lebens- 

dauer der Straßendecken ©ingesp arten Mittel 
für die Erhaltung und Emeuerung qualitativ 
hochwertigerer Straßenoberflächen zu verwen- 
den? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 18. November 

Für die Beseitigung von Spikesschäden, die noch einige Jahre 
dauern wird, standen und stehen keine zusätzlichen Mittel zur 
Verfügung. Diese Arbeiten konnten und können deshalb nur 
durch Zurückstellung anderer, insbesondere von Neubaumaß- 
nahmen durchgeführt werden. Durch das Verbot der Spikesreifen 
werden deshalb keine Mittel eingespart, sie werden lediglich 
ihrem ursprünglich vorgesehenen Verwendungszweck wieder 
zugeführt. 


41. Abgeordneter Triftf &s zu, daß für den einfachen Postdienst 
Schetter bei der Deutschen Bundespost ©ine verwal- 

(CDU/CSU) tungsaufwendige Dienstpostenbewertung exi- 

stiert, die in keinem Verhältnis steht, weder 
zu einem funktions ge rechten Einsatz noch zur 
minimalen Nettoeinkommens Verbesserung bei 
Beförderungen noch im Vergleich zum wesent- 
lich höher bezahlten Tarifpersonal bei glei- 
cher Funktion? 
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42. Abgeordneter Wann gedenkt die Bundesregierung diesie un- 
Schetter v/irtsdiaftlicue Dieiistpostenbewertung (im ein- 

(CDU/CSU) fachen Postdienst durch eine persönliche Lei- 

stungsbewertung zu ersetzen und tdie Ein- 
kommen des einfachen Dienstes so au gestal- 
ten, daß annähernd gleiche Nettoeinkommen 
und Netto Versorgung der Beamten gegenüber 
dem Tarifpersonal in gleicher Funktion erreicht 
werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 22. November 


Tätigkeiten und Dienstposten bei der Deutschen Bundespost wer- 
den für alle Laufbahngruppen, also auch für den einfachen Post- 
dienst, nach einheitlichen Richtlinien bewertet, die sich bisher gut 
bewährt haben. 

Zweck der Bewertung ist es, 

— den gesetzlichen Vorschriften zu genügen, insbesondere die 
Voraussetzungen für eine funktionsbezogene Bewertung und 
funktionsgerechte Bezahlung zu schaffen (vgl. § 18 BBesG) 
sowie 

— eine einheitliche und gleichmäßige Bewertung gleichschwie- 
riger Tätigkeiten sicherzustellen. 

Der durch das Bewertungsverfahren verursachte Verwaltungs- 
aufwand ist im Hinblick auf die Zielsetzung durchaus vertretbar. 

Zahlreiche Änderungen in der Organisation und in den Arbeits- 
verfahren der letzten Jahre — u. a. im Zusammenhang mit Ratio- 
nalisierungsmaßnahmen und der Einführung eines neuen Bemes- 
sungssystems — machen es in vielen Bereichen zunehmend 
schwieriger, eine der Zahl der Bezahlungsgruppen entsprechende 
Differenzierung in der Bewertung der Dienstposten zu erreichen. 
Es sollte daher geprüft werden, ob zur Erleichterung einer vom 
Gesetzgeber gewollten Bewertung nach Funktionen die bisherige 
Zahl von Besoldungsgruppen im Zusammenhang mit einer ent- 
sprechenden kostenneutralen Änderung der Grundgehaltstabelle 
vermindert werden kann (vgl. Nummer 6.5 des Ärbeitsberichts 
der Bundesregierung über die Vorarbeiten für eine Ämter- und 
Dienstpostenbewertung — Drucksache 7/5510, Aktionsprogramm 
zur Dienstrechtsreform, Nummer 7.2.1 Abs. 5). Das Problem hat 
auch für die Laufbahngruppe des einfachen Dienstes erhebliche 
Bedeutung, weil hier die Funktionsunterschiede häufig besonders 
gering sind. Es wird darauf geachtet werden, daß im Rahmen der 
weiteren Planungen dieses Problem für den einfachen Dienst 
gelöst wird, u. a. beim überarbeiten der Bewertungsrichtlinien 
der Deutschen Bundespost. 

Abweichungen in der Bezahlung von Beamten und Arbeitneh- 
mern beruhen in der Regel auf den grundsätzlichen Unterschie- 
den in der Ausgestaltung der Rechtsverhältnisse der Beamten 
und Arbeitnehmer des öffentlidien Dienstes. Dieses Problem wird 
erst endgültig bereinigt werden können, wenn die unterschied- 
lichen Systeme Bespldungsrecht und Tarifrecht im Rahmen einer 
Dienstrechtsreform stärker aneinander angeglichen werden. 
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43. Abgeordneter Trifft es zu, daß die Deutsche Bundesbahn (DB) 
Dr, Wernitz notwendige und geplante Maßnahmen zur Ver- 

(SPD) besserung ider Sicherheit des Zugverkehrs auf 

jenen Strecken im wesentlichen ausgesetzt hat, 
' die nicht zu 'den von der DB konzipierten 
„betrieb wirtschaftlich-optimalen Streckennetz" 
gehören? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 15. November 

Es trifft nicht zu, daß sich die Deutsche Bundesbahn (DB) in ihren 
Programmen zur weiteren Erhöhung der Betriebssicherheit auf 
die Strecken beschränkt, die zu dem von der DB konzipierten 
„betriebswirtschaftlich optimalen Streckennetz" gehören. 


44. Abgeordneter 

Dr. Wittmann 
(München) 

(CDU/CSU) 


Auf welcher Rechtsgrundlage hat der Vor- 
stand 'der Deutschen Bundesbahn die Haupt- 
verwaltung der Bundesbahn- Versicherungsan- 
stalt angewiesen, die Gesamtversorgung für 
Eisenbahner von 75 v. H. auf 70 v. H. zu kür- 
zen und die Anpassung der Gesamtversorgiing 
an die neuen Löhne und Gehälter im Jahr 1976 
nicht ab 1. Februar, sondern ab 1. Juli 1976 
durchzuführen, und wie wird den bereits er- 
gangenen gerichtlichen Entscheidungen Rech- 
nung getragen, die diese Maßnahme als 
„ rechtswidrig " b ez ei ebnen ? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 18. November 

Rechtsgrundlage für die Weisungen des Vorstands der Deutschen 
Bundesbahn (DB) sind § 32 der Satzung der Bundesbahn- Ver- 
sicherungsanstalt (BVA), nach der der Vorstand der DB über die 
BVA-Abteilung B die Aufsicht führt, und § 72 der Satzung der 
BVA, nach dem entweder die Leistungen zu senken oder die Bei- 
träge zu erhöhen sind, wenn die vorgesehenen Rücklagen nicht 
mehr vorhanden sind. 

Seit dem Jahre 1971 verfügt die BVA-Abt. B über keine Rück- 
lagen mehr. Die Jahresrechnung weist im Gegenteil zunehmende 
Fehlbeträge aus. Die Gesamtversorgung der BVA-Abt. B ist im 
Durchschnitt höher als die der Versorgungsanstalt des Bundes 
und der Länder (VBL). Zum Teil kommt es sogar zu beachtlichen 
Überversorgungen. Die Bemühungen des Vorstandes der DB, bei 
den Organen der BVA-Abt. B darauf hinzuwirken, daß das Lei- 
stungsrecht dem der VBL angepaßt wird, waren bislang ohne 
Erfolg. Der Vorstand der DB hat daher die aufsichtlichen Weisun- 
gen erteilt. Die Weisungen stützen sich auf Vergleichsberechnun- 
gen der Leistungen der BVA-Abt B gegenüber denen der VBL. 

Gegen die Urteile des Landgerichts Frankfurt/Main vom 29. April 
1976, mit denen die BVA zur Zahlung der einbehaltenen Zusatz- 
rentenanteile verurteilt wurde, ist inzwischen Berufung eingelegt. 
Nach Auffassung der BVA, die vom Vorstand der DB und auch 
von meinem Hause sowie dem für das Gesetz zur Sicherstellung 
der Leistungen der Zusatzversorgungsanstalten des öffentlichen 
Dienstes (Sicherstellungsgesetz) vom 21. Dezember 1971 feder- 
führend gewesenen Bundesminister der Finanzen geteilt wird, 
kann das vom Gericht angezogene Sicherstellungsgesetz die Ent- 
scheidung jedoch nicht tragen. 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
innerdeutsche Beziehungen 


Wird sich die Bundesregierung in Gesprächen 
mit der DDR-Regierung idafür einsetzen, daß 
der Arzt Dr. Nitschke und die anderen inhaf- 
tierten Deutschen aus Riesa, denen nichts an- 
deres vorgeworfen wird, als sich auf Men- 
schenrechtsbestimmungen berufen zu haben, 
die auch für die DDR Geltung beisitzen, aus der 
Haft entlassen werden, und hat die Bundes- 
regierung in dieser Richtung bereits seither 
Schritte unternommen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Herold 
vom 22. November 

Die Bundesregierung wird sich für den Fall der Verurteilung des 
von Ihnen erwähnten Personenkreises im Rahmen ihrer Be- 
mühungen um politische Häftlinge in der DDR für die vorzeitige 
Entlassung der Inhaftierten und deren Übersiedlung in die 
Bundesrepublik Deutschland einsetzen. 

Zur Zeit ist im Rahmen des Rechtsschutzes dafür Sorge getragen, 
daß den namentlich hier bekannten Verhafteten anwaltlicher Bei- 
stand gewährt wird. 


45. Abgeordneter 

Jäger 

(Wangen) 

(CDU/CSU) 


46. Abgeordnete 

Frau 

Schleicher 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß ein Mdtglied des Dresdner 
Philharmonischen Orchesters wegen eines 
Fluchtversuchs in einem lebensibedrohenden 
Gesundheitszustaind eine Zuchthausstrafe von 
drei Jahren und vier Monaten verbüßen muß, 
und was hat — bejahendenfalls — die Bundes- 
regierung unternommen, um die Entlassung 
und Ausreise in (den freien Teil Deutschlands 
zu ermöglichen lund bis dahin menschenwür- 
digere Haftbödingungen zu erreichen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Herold 
vom 19. November 

Es trifft zu, daß ein Mitglied des Dresdner Philharmonischen 
Orchesters wegen Fluchtversuchs zu einer Freiheitsstrafe von 
drei Jahren und vier Monaten verurteilt worden ist. Auch in die- 
sem Fall wird im Rahmen der Bemühungen um politische Häft- 
linge versucht, eine Verkürzung der Haftzeit und die Genehmi- 
gung zur Übersiedlung in die Bundesrepublik Deutschland zu er- 
reichen. Bei diesen Bemühungen werden selbstverständlich auch 
die Hinweise auf die sehr schwere Erkrankung berücksichtigt. 


47. Abgeordnete 

Frau 

Schleidier 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß in den vergangenen drei 
Jahren 150 Ärzte vom SED-Regime wegen 
Fluchtversuchs verurteilt worden sind und da- 
von z. Z. noch etwa 45 in Zuchthäusern ihre 
Strafe abbüßen müssen, und was hat die Bun- 
desregierung — bejahendenifalls — unternom- 
men, um gegenüber der bisherigen Praxis 


23 



Drucksache 7/5941 Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


diese Verurteilten nach Verbüßung von der 
Hälfte ibis Zweidritteln des Strafm'aßes fredzu- 
fcaufen, zu Fortschritten au kommen »im Hin- 
blick darauf, daß die Menschenrechtskonven- 
tionen der Vereinten Nationen, die ein Recht 
zur urDbehinderten Ausreise vcwrsehen, inzwi- 
schen auch für Ost^ erlin geltendes Recht ge- 
worden sind? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Herold 
vom 19. November 


Nach den Erkenntnissen der Bundesregierung sind in den ver- 
gangenen drei Jahren 122 Ärzte in der DDR wegen Fluchtver- 
suchs verurteilt worden, 14 weitere Ärzte befinden sich unter 
diesem Vorwurf in Untersuchungshaft. Von den verurteilten 
Medizinern verbüßen noch 56 die gegen sie verhängten Frei- 
heitsstrafen. 

Die Bundesregierung hat auf ihre Weise auch diesem Personen- 
kreis im Rahmen der Bemühungen um politische Häftlinge in der 
DDR geholfen und wird das weiterhin tun. Der bisherigen Praxis 
entsprechend, hält die Bundesregierung jedoch an der vertrau- 
lichen Behandlung der Einzelheiten des Verfahrens im Interesse 
der Betroffenen fest. 


48. Abgeordneter 
Dr. Czaja 
(CDU/CSU) 


Mit welchen Tatsachen kann die Bundesregie- 
rung den isachlichen Kern des Kommentars der 
Frankfurter Allgemeinen Zeitung vom 22. Ok- 
tober 1976 (Friedrich Karl Fromme) widerle- 
gen, wonach die Entscheidungen des Bundes- 
verfassungsgerichts, u. a. zur deutschen Frage, 
von Staatsorganen zu wenig respektiert wer- 
den, und was beabsichtigt die Bundesregie- 
rung zu veranlassen, um die Einhaltung der 
verbindlichen Auslegung ides Grundgesetzes 
durch die ihr unterstellten Amtsstellen zu ge- 
währleisten bzw. „die Zügel des Grundver- 
tragsurteils mit Geduld zu tragen"? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Herold 
vom 12. November 


Der Autor Friedrich Karl Fromme vertritt in einem Artikel der 
Frankfurter Allgemeinen Zeitung vom 22. Oktober 1976 die Mei- 
nung, es fehle „am pünktlichen Vollzug von Entscheidungen des 
Bundesverfassungsgerichts". Die Bundesregierung teilt diese Mei- 
nung nicht. Sie hat in der Vergangenheit und wird auch in Zu- 
kunft den Urteilen des Bundesverfassungsgerichts jenen Respekt 
zuteil werden lassen, der dem Gericht aufgrund seiner Stellung 
im Verfassungssystem der Bundesrepublik Deutschland zukommt. 
Ich sehe deshalb keine Veranlassung, die Angehörigen des 
öffentlichen Dienstes auf die Einhaltung ihrer Amtspflichten auf- 
merksam zu machen. 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Forschung und Tedinologie 


49. Abgeordneter 
Dr. Jobst 
(CDU/CSU) 


Aus welchen Erwägurugen tritt die Bundes- 
regierung (den „Bürgerdialog Kernenergie" an 
die Regie freier Träger äb, um welche Organi- 
sationen handelt es sich dabei, (und wie (Lst 
gewährleistet, (daß die (dafür zur Verfügung 
gestellten öffentlichen Mittel weder zu einsei- 
tigen PropagarLdaaktionen noch zu rechtswidri- 
gen Aktivitäten, wie etwa Grunds tücksbeset- 
zugen, mißbraucht werden? 


Antwort des Bundesministers Matthöfer 
vom 19. November 

Die Bundesregierung beabsichtigt nicht, den „Bürgerdialog Kern- 
energie" an die Regie freier Träger abzutreten. 

Im Rahmen der Zielsetzung des Bürgerdialogs Kernenergie soll 
auch im kommenden Jahr, so wie bisher, Trägern der Erwachse- 
nenbildung sowie Bürgerinitiativ- und Umweltschutzverbänden 
Gelegenheit gegeben werden, Informationsveranstaltungen und 
Seminare mit finanzieller Unterstützung des BMFT durchzufüh- 
ren. Im Jahr 1976 haben u. a. die Konrad- Adenauer-Stiftung, die 
Friedrich-Ebert-Stiftung, die Friedrich-Naumann-Stiftung, katho- 
lische und evangelische Akademien und eine Reihe von Volks- 
hochschulen von dieser Möglichkeit Gebrauch gemacht. 

Grundlage der Bewilligung von Zuschüssen für entsprechende 
Veranstaltungen ist ein Merkblatt, das den Veranstalter ver- 
pflichtet, das Konzept mit dem Bundesministerium für Forschung 
und Technologie abzusprechen und auf der Veranstaltung die 
verschiedenen Positionen im Rahmen der Kernenergie-Diskus- 
sion in Referaten zu Wort kommen zu lassen. 

Ein Mißbrauch der Mittel ist dadurch ausgeschlossen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 


50. Abgeordneter 

Sund 

(SPD) 


Kann die Biundasregieirung Auskunft darüber 
geben, lin welchem Umfang Bildungsurlaub 
nach dem Betrietbsverfassuugsgesetz und nach 
anderen gesetzEchen und tarifvertraglidien 
Grundlagen tatsächlich in Anspruch genommen 
wurde? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Glotz 
vom 19. November 

Bildungsurlaub kann gegenwärtig in der Bundesrepublik auf der 
Grundlage verschiedener bundes- und landesreditlicher Regelun- 
gen sowie nach tarifvertraglichen Vereinbarungen in Anspruch 
genommen werden. Die wichtigsten Anspruchsgrundlagen sind: 


25 



Drucksache 7/5941 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


das Betriebsverfassungsgesetz vom 15. Januar 1972, das Bundes- 
personalvertretungsgesetz vom 15. März 1974, das Arbeitssicher- 
heitsgesetz vom 12. Dezember 1973, das Schwerbehindertengesetz 
vom 29. April 1974, die Sonderurlaubsverordnung für Bundes- 
beamte und Richter im Bundesdienst vom 18. August 1965, Bii- 
dungsurlaubsgesetze in den Ländern Berlin, Hamburg, Nieder- 
sachsen, Hessen und Bremen und fast 200 Tarifverträge. Der 
generell für die Weiterbildung feststellbare Mangel an gesicher- 
ten statistischen Unterlagen betrifft auch den Bereich Bildungs- 
urlaub. Im folgenden können nur für Teilbereiche Zahlen ausge- 
wiesön werden; eine Berechnung der tatsächlichen Ausschöpfung 
der einzelnen Ansprüche auf Bildungsurlaub nach Teilnehmer- 
zahlen läßt sich nur in einigen Fällen durchführen. Die der Bun- 
desregierung zugänglichen Angaben von Veranstaltern und aus 
einigen Wirtschaftssektoren werden mitgenannt; sie lassen aber 
keine Schlüsse auf die Gesamtrealisierung von Ansprüchen auf 
Bildungsurlaub zu. 

a) Freistellungsregelungen nach dem Betriebsverfassungsgesetz 
und Bundespersonalvertretungsgesetz 

Die Bundesregierung hat bisher weder eine Statistik über die ein- 
zelnen Schulungs- und Bildungsveranstaltungen noch über die 
Zahl ihrer Teilnehmer geführt. Nach Angaben der obersten 
Arbeitsbehörden der Länder sind in der Zeit vom. Inkrafttreten 
des Betriebsverfassungsgesetzes (BetrVG) im Jahre 1972 bis zum 
31. März 1975 insgesamt 8156 Veranstaltungen nach § 37 Abs. 7 
anerkannt worden. Wie groß die Zahl der tatsächlich durchge- 
führten Veranstaltungen ist, läßt sich nicht feststellen. Unter 
Zugrundelegung einer durchschnittlichen Teilnehmerzahl von 20 
bis 30 pro Veranstaltung ergibt sich eine Gesamtzahl von rd. 
200 000 Teilnehmertagen für die erste volle Amtszeit der aufgrund 
des neuen BetrVG gewählten Betriebsräte. Vom DGB wird für 
1975 die Zahl von 2155 Teilnehmern an sogenannten zentralen 
grundlagenbildenden Lehrgängen genannt, davon nahm rd. die 
Hälfte die Freistellungsregelungen nach dem BetrVG in An- 
spruch; die DAG rechnet 1976 mit etwa 180 zentralen Wochen- 
seminaren mit jeweils etwa 25 Teilnehmern, die überwiegend 
nach dem BetrVG durchgeführt werden. Nach Angaben der IG 
Metall haben 1975 rund 6600 organisierte Funktionsträger nach 
dem BetrVG an zentralen Seminaren teilgenommen. Zu diesen 
Zahlen aus dem Gewerkschaftsbereich ist ein erhebliches Ange- 
bot an dezentralen gewerkschaftlichen Veranstaltungen und an 
Kursen anderer Bildungsträger hinzuzurechnen. Die Bildungs- 
werke der Wirtschaft führten 1975 192 Veranstaltungen mit 

3868 Teilnehmern mit insgesamt 16 446 Teilnehmertagen im 
Bereich der Freistellung nach dem BetrVG durch. 

Für zentrale Lehrgänge nach dem Personalvertretungsgesetz: wird 
vom DGB im Jahr 1975 die Zahl von rd. 200 Teilnehmern ange- 
geben; von der DAG wird 1976 mit rd. 40 zentralen Veranstal- 
tungen gerechnet, an weiteren 30 geplanten Maßnahmen sollen 
Arbeitnehmer auch auf der Grundlage anderer Freistellungsrege- 
lungen teilnehmen können. Die Bundeszentrale für politische 
Bildung wird in diesem Jahr voraussichtlich über 900 nach § 46 
Abs. 7 des Bundespersonalvertretungsgesetzes (BPersVG) gefor- 
derte Eignungsbescheinigüngen für Schulungs- und Bildungsver- 
anstaltungen ausstellen, an denen durchschnittlich 25 bis 30 Per- 
sonen in der Regel eine Woche teilnehmen. Aus der Statistik der 
Deutschen Bundesbahn geht hervor, daß im Urlaubs] ahr 1974/ 
1975 insgesamt rd. 45 000 Freistellungstage nach den Ansprüchen 
des BPersVG gewährt wurden. 
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b) Freistellungen nach dem Arbeitssicherheitsgesetz und nach 
§ 72Ö der Py.cichsver Sicherung sotdnung: 

Die gewerblichen Berufsgenossenschaften boten 1975 über 7700 
Schulungskurse unterschiedlicher Dauer für rd. 220 000 Teilneh- 
mer, die landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaften und die 
sonstigen Unfallversicherungsträger weitere rd. 2800 Kurse für 
fas 60 000 Teilnehmer an. 


cj 

Nach § 23 Abs. 4 Satz 2 des Schwerbehindertengesetzes vom 
29. April 1974 ist der Vertrauensmann der Schwerbehinderten für 
die Teilnahme an Schulungs- und Bildungsveranstaltungen, so- 
weit diese Kenntnisse vermitteln, die für seine Arbeit erforder- 
lich sind, von seiner beruflichen Tätigkeit unter Fortzahlung des 
Arbeitsentgelts zu befreien. 1975 führten allein die Hauptfür- 
sorgestellen für etwa 15 000 Personen Veranstaltungen von in 
der Regel zwei Tagen durch} für das Jahr 1976 rechnet die 
Arbeitsgemeinschaft der Deutschen Hauptfürsorgestellen mit 
einer Teilnehmerzahl von 22 000 Personen. Hinzu kommt eine 
der Bundesregierung nicht bekannte Zahl von Teilnehmern an 
Veranstaltungen anderer Träger. 


d) Freistellungen nach der Sonderurlaubsverordnung für Bundes- 
beamte und Richter im Bundesdienst 

In der Bundeszentrale für politische Bildung wird für 1976 mit 
ungefähr 4000 Anträgen auf Anerkennung förderungswürdiger 
staatspolitischer Bildungsveranstaltungen nach § 7 Satz 1 Nr. 3 
der Sonderurlaubsverordnung gerechnet. Ein Rückschluß auf die 
Zahl der Veranstaltungsteilnehmer, die die Freistellungsmöglich- 
keit nach der Sonderurlaubsverordnung wahrnehmen, ist jedoch 
nicht möglich. 

Aus dem Bereich der Bundesbahn ist bekannt, daß im Urlaubs- 
jahr 1974/1975 Beamten, Angestellten und Arbeitern an über 
40 000 Tagen die Freistellung für Bildungszwecke nach der Son- 
derurlaubsverordnung ermöglicht wurde. 


e) Bildungsurlaubsgesetze der Länder 

Die vom Berliner Senator für Arbeit und Soziales im Dezember 
1974 vorgelegte Übersicht weist für den Zeitraum Juli 1970 bis 
Juni 1974 518 anerkannte Bildungsurlaubsveranstaltungen mit 
fast 9000 Teilnehmern aus. In dem von der Staatlichen Presse- 
stelle Hamburg am 21. April 1975 veröffentlichten Erfahrungs- 
bericht zum Hamburgischen Bildungsurlaubsgesetz sind für den 
Zeitraum vom 1. April 1974 bis 31. März 1975 1630 anerkannte 
Bildungsveranstaltungen genannt. Konkrete Zahlen über die tat- 
sächlich freigestellten Arbeitnehmer sind nicht ausgewiesen. Als 
Anhaltspunkt wird die Höchstzahl der möglichen Teilnehmer- 
plätze auf etwa 42 600 geschätzt, wobei man davon ausgeht, daß 
die Zahl der tatsächlichen Teilnehmer niedriger liegt. Im Erfah- 
rungsbericht zum hessischen Bildungsurlaubsgesetz vom Juli 1976 
wird vom Hessischen Sozialminister für das Jahr 1975, das erste 
Jahr nach Inkrafttreten des Gesetzes, die Zahl von 333 durch- 
geführten Veranstaltungen genannt, an denen rd. 6400 anspruchs- 
berechtigte Personen teilnahmen. 
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f) tarifvertraglich vereinbarter Bildungsurlaub 

Der Bundesregierung ist nicht bekannt, in welchem Umfang von 
den Möglichkeiten der Freistellung nach Tarifverträgen Gebrauch 
gemacht wird. Nach einer Untersuchung des Wirtschafts- und 
sozialwissenschaftlichen Instituts des DGB enthalten nach dem 
Stand vom 31. Dezember 1973 insgesamt 198 Tarifverträge Frei- 
stellungsregelungen. Bei einer Auswertung der 460 wichtigsten 
Manteltarifverträge nach Stand 1. September 1975 durch das Bun- 
desarbeitsministerium ergab sich, daß nur rd. 30 dieser Tarifver- 
träge bezahlte Freistellung für alle Arbeitnehmer enthalten; 
weitere 23 Tarifverträge beschränken die bezahlte Freistellung 
auf Betriebsräte und sonstige Funktionsträger. Verschiedene Er- 
fahrungen deuten darauf hin, daß die Realisierung des tarifver- 
traglich vereinbarten Bildungsurlaubs nicht sehr hoch veran- 
schlagt werden darf. Bei einer vom Bundesministerium für Bil- 
dung und Wissenschaft geförderten Studie, bei der auf der Ebene 
der Veranstalter bzw. Veranstaltungen eine Feststellung des 
tariflichen Bildungsurlaubs versuciit wurde, ergab sich nach einer 
Befragung von 340 Teilnehmern an 17 zentralen Bildungs Veran- 
staltungen (darunter 13 gewerkschaftlichen Veranstaltungen) im 
Jahr 1975, daß etwa 10 bis 15 v. H. dieser Arbeitnehmer einen 
tarifvertraglidien Anspruch wahrnahmen. Diese Zahl ist jedoch 
nicht repräsentativ. Es ist nicht auszuschließen, daß sich für 
einige Tarifbereiche ein günstgeres Bild ergibt. So ist z. B. be- 
kannt, daß von der seit elf Jahren bestehenden Stiftung zur För- 
derung von Bildung und Erholung der Arbeitnehmer in der Mie- 
derindustrie bisher für mehr als 54 v. H. der nach dem Tarifver- 
trag anspruchsberechtigten Arbeitnehmer Wochenlehrgänge 
durchgeführt werden konnten. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
wirtschaftlidie Zusammenarbeit 


51. Abgeordneter Trifft es zu, daß ‘der Bunidesminister für wirt- 
Roser schaftMche Zusammenarbeit den sogenannten 

(CDU/CSU) Befreiuingsibewegumgen in Afrika die Unter- 

stützung der Bundesrepublik Deutschland zu- 
gesagt hat, und ■ — bejaihendenfalls — um 
welche Orgainisationen und welche Maßnah- 
men der Bundesregierung handelt es sich im 
einzelnen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Brück 
vom 22. November 

Ja. Der Bundesminister für wirtschaftliche Zusammenarbeit hat 
erklärt, daß afrikanische Freiheitsbewegungen künftig unter- 
stützt werden können. Es bleibt bei der Ablehnung, Waffen zu 
liefern. Der Bundesminister für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
hat auch erklärt, das politische Engagement und die Wirtschafts- 
kraft der Bundesrepublik Deutschland müßten im südlichen 
Afrika dafür eingesetzt werden, um dort eine Regelung ohne 
Gewalt zu fördern. 

Konkrete Verhandlungen und Zusagen an Befreiungsbewegungen 
sind bisher nicht vorgenommen worden. 


Bonn, den 10. Dezember 1976 
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